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I. 
Bekanntmachung zur Planfeststellung für die Errichtung und den Betrieb der Wasserstoffleitung Nr. 
500/000/000 Dorsten-Marl (DoMa) einschließlich aller notwendigen technischen Einrichtungen sowie 
landschaftspflegerischer Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
 
Planfeststellung für die Errichtung und den Betrieb der Wasserstoffleitung Nr. 500/000/000 Dorsten-Marl 
(DoMa) einschließlich aller notwendigen technischen Einrichtungen sowie landschaftspflegerischer 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf dem Gebiet 
 

- der Stadt Dorsten, Gemarkung Dorsten 
- der Stadt Marl, Gemarkung Marl 
- der Stadt Haltern am See, Gemarkung Haltern 
- der Stadt Recklinghausen, Gemarkung Recklinghausen 
- der Stadt Telgte, Gemarkung Telgte-Kirchspiel 

 
Vorhabenträgerinnen:  Open Grid Europe GmbH (OGE) 
 Kallenbergstr. 5 
 45141 Essen  

 und 

 Nowega GmbH 
 Anton-Bruchausen-Straße 4 
 48147 Münster 

 

Die Open Grid Europe GmbH (OGE) und die Nowega GmbH haben mit Schreiben vom 14.06.2024 für das 
o. a. Bauvorhaben die Durchführung des Planfeststellungsverfahrens gemäß § 43 l Abs. 2 des Gesetzes 
über die Elektrizitäts- und Gasversorgung (Energiewirtschaftsgesetz - EnWG) in Verbindung mit den §§ 72 
bis 78 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) beantragt. 
 
Für das Vorhaben haben die Vorhabenträgerinnen gemäß § 7 Abs. 3 S. 1 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) ebenfalls die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
beantragt, was die Bezirksregierung Münster als zuständige Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde als 
zweckmäßig erachtet hat, so dass für das Vorhaben die UVP-Pflicht gemäß § 5 UVPG besteht. 
 
Der Plan (Zeichnungen und Erläuterungen) sowie die für den Plan erstellten Gutachten stehen gemäß § 43a 
S. 2 EnWG in der Zeit 

vom 03.07.2024 bis einschließlich 02.08.2024 

auf der Internetseite der Bezirksregierung Münster unter 

www.brms.nrw.de/go/verfahren ➔ Planfeststellung Energieversorgungsleitungen 
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Stichwort:  

Wasserstoffleitung Dorsten-Marl (DoMa) 

zur allgemeinen Einsichtnahme zur Verfügung. Darüber hinaus sind der Inhalt der Bekanntmachung und die 
auszulegenden Unterlagen gemäß § 20 UVPG auch über das zentrale Internetportal unter www.uvp-
verbund.de zugänglich. 

Auf Verlangen eines Beteiligten, welches während der Dauer der Auslegung an die Bezirksregierung Münster 
zu richten ist, kann eine alternative, leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt werden. 

Die Planunterlagen enthalten aus Gründen des Datenschutzes keine Einzelangaben über persönliche oder 
sachliche Verhältnisse bestimmter oder bestimmbarer natürlicher Personen; diese sind verschlüsselt (Name 
und Anschrift der Eigentümer der betroffenen Grundstücke werden nicht genannt). In den Planunterlagen 
werden die betroffenen Grundstücke nur mit Katasterangaben bezeichnet. Der Schlüssel kann bei Nachweis 
eines berechtigten Interesses bei der Bezirksregierung Münster eingesehen werden. 

 
1. Jeder kann bis spätestens einen Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist, 

 
also bis zum 02.09.2024 einschließlich 

 
bei der Bezirksregierung Münster, Dezernat 25 – Verkehr, Domplatz 1 – 3, 48143 Münster, der Stadt 
Dorsten, Halterner Straße 5, 46284 Dorsten, der Stadt Marl, Carl-Duisberg-Straße 165, 45772 Marl, 
der Stadt Haltern am See, Dr.-Conrads-Str. 1, 45721 Haltern am See, der Stadt Recklinghausen, 
Rathausplatz 3/4, 45657 Recklinghausen oder der Stadt Telgte, Baßfeld 4 – 6, 48291 Telgte, 
Einwendungen gegen den Plan schriftlich oder zur Niederschrift erheben. Die Einwendung muss den 
geltend gemachten Belang und das Maß seiner Beeinträchtigung erkennen lassen. 
 
Die Schriftform kann wie folgt durch elektronische Form ersetzt werden: 
 

 durch De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-
Gesetz. Die De-Mail-Adresse lautet: poststelle@brms-nrw.de-mail.de 
 

 durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments mit qualifizierter elektronischer Signatur an 
die elektronische Poststelle der Behörde. Die E-Mail-Adresse lautet: 
poststelle@brms.sec.nrw.de. 

  
Wichtige Hinweise: 
Die Nutzungsbedingungen für die Übersendung einer De-Mail in schriftform-wahrender Versandart nach 
§ 5 Abs. 5 des De-Mail-Gesetzes und von Dokumenten mit qualifizierter elektronischer Signatur finden 
Sie auf der Internetseite der Bezirksregierung Münster (Bezirksregierung Münster > Kontakt > 
Mailkontakt) und sind zwingend zu beachten. 
Die Übersendung einer Einwendung (auch im gescannten Format) mittels einfacher E-Mail genügt 
diesen Anforderungen nicht und bleibt daher unberücksichtigt. 
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Nach Ablauf dieser Einwendungs-/Äußerungsfrist sind nach § 21 Abs. 4 S. 1 und Abs. 5 UVPG i. V. m. 
§ 73 Abs. 4 S. 3 VwVfG NRW alle Einwendungen und Äußerungen sowie nach § 73 Abs. 4 S. 5 und 6 
VwVfG NRW auch Stellungnahmen von Vereinigungen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln 
beruhen, ausgeschlossen. Dieser Ausschluss beschränkt sich bei Einwendungen, Äußerungen und 
Stellungnahmen, die sich auf die Schutzgüter nach § 2 Abs. 1 UVPG beziehen, nur auf das 
Verwaltungsverfahren. 
 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form 
vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit einer 
Unterschrift versehenen Seite deutlich sichtbar und leserlich ein Unterzeichner mit Namen und Anschrift 
als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen. Vertreter kann nur eine natürliche Person sein. 
Anderenfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben (§ 17 Abs. 1 und 2 VwVfG NRW). 
 
Ferner wird die Anhörungsbehörde gleichförmige Eingaben insoweit unberücksichtigt lassen, als 
Unterzeichner ihren Namen oder ihre Anschrift nicht oder unleserlich angegeben haben (§ 17 Abs. 2 S. 
3 VwVfG NRW). 

 
2. Diese ortsübliche Bekanntmachung und der Hinweis auf die Präklusion (§ 73 Abs. 4 S. 3 und 5 VwVfG 

NRW) dienen auch der Benachrichtigung 
 
a) der nach landesrechtlichen Vorschriften im Rahmen des § 3 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes 

anerkannten Vereine sowie 
 
b) der sonstigen Vereinigungen, soweit sich diese für den Umweltschutz einsetzen und nach den in 

anderen gesetzlichen Vorschriften zur Einlegung von Rechtsbehelfen in Umweltangelegenheiten 
vorgesehenen Verfahren anerkannt sind (Vereinigungen), 

 
 von der Auslegung des Plans. 
 
3. Ein Erörterungstermin steht im Ermessen der Behörde. Findet ein Erörterungstermin statt, werden die 

rechtzeitig erhobenen Einwendungen mit dem Träger des Vorhabens, den Behörden, den Betroffenen 
sowie denjenigen, die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben haben, mündlich 
erörtert. Die Anhörungsbehörde kann auf eine Erörterung der rechtzeitig erhobenen Stellungnahmen 
und Einwendungen verzichten (§ 43a S. 1 Nr. 3 EnWG). Sofern die Voraussetzungen des § 43a S. 1 Nr. 
3 a) – d) EnWG erfüllt werden, findet kein Erörterungstermin statt. 
 
Findet ein Erörterungstermin statt, wird er ortsüblich bekannt gemacht werden. Ferner werden 
diejenigen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben bzw. bei gleichförmigen Einwendungen wird 
der Vertreter von dem Termin gesondert benachrichtigt (§ 17 VwVfG NRW). Sind außer der 
Benachrichtigung von Behörden und der Trägerin des Vorhabens mehr als 50 Benachrichtigungen 
vorzunehmen, so können sie durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden (§ 73 Abs. 6 S. 4 VwVfG 
NRW). 
 
Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch eine schriftliche 
Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu geben ist. 
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Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden. Das 
Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des Erörterungstermins beendet. 
 
Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 
 

4. Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Einwendungen und Stellungnahmen, 
Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung entstehende Kosten werden nicht erstattet. 

 
5. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem Grunde nach zu 

entscheiden ist, werden nicht im Erörterungstermin, sondern in einem gesonderten 
Entschädigungsverfahren behandelt. 

 
6. Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des Anhörungsverfahrens durch die 

Planfeststellungsbehörde entschieden. Der Planfeststellungsbeschluss wird öffentlich bekanntgegeben, 
indem er für die Dauer von zwei Wochen auf der Internetseite der Planfeststellungsbehörde zugänglich 
gemacht wird. Nach Ablauf von zwei Wochen seit der Zugänglichmachung gilt er gegenüber den 
Betroffenen und demjenigen, der Einwendungen erhoben hat, als bekanntgegeben (§ 43b Abs. 1 Nr. 3 
EnWG). 

 
7. Vom Beginn der Auslegung des Planes oder von dem Zeitpunkt an, zu dem den Betroffenen Gelegenheit 

gegeben wird, den Plan einzusehen (§ 73 Abs. 3 VwVfG NRW) tritt die Veränderungssperre nach § 44a 
EnWG in Kraft. Darüber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt den Vorhabenträgerinnen ein Vorkaufsrecht 
an den vom Plan betroffenen Flächen zu. 

 
8. Es wird darauf hingewiesen, 
 

 dass die für das Verfahren und für die Entscheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens sowie für 
Äußerungen und Nachfragen zuständige Behörde die  
Bezirksregierung Münster, hier das Verkehrsdezernat, ist, 

 dass über die Zulässigkeit des Vorhabens durch Planfeststellungsbeschluss entschieden werden 
wird, 

 die Anhörung zu den ausgelegten Planunterlagen auch die Einbeziehung der Öffentlichkeit zu den 
Umweltauswirkungen des Vorhabens gemäß §§ 18 Abs. 1 und 19 Abs. 1 UVPG ist und 

 dass die ausgelegten Planunterlagen die nach § 16 UVPG notwendigen Angaben enthalten. 
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Folgende umweltbezogene Unterlagen sind in den Planunterlagen enthalten: 
 

Unterlage Bezeichnung der Unterlage Verfasser Datum 

Kapitel 1 Erläuterungsbericht Open Grid Europe GmbH 10.06.2024 

Kapitel 9 
Wasserrechtliche Belange und  
Beweissicherung 

Dr. Spang 
Ingenieurgesellschaft für 
Bauwesen, Geologie und 
Umwelttechnik mbh 

06.06.2024 

Kapitel 10.3 
Grundstücksverzeichnis  
Kompensationsflächen 

Open Grid Europe GmbH 13.06.2024 

Kapitel 15 UVP-Bericht uventus GmbH  31.05.2024 

Kapitel 16 
Landschaftspflegerischer Begleitplan 
(LBP) 

uventus GmbH  31.05.2024 

Kapitel 17 
Natura2000 
Verträglichkeitsuntersuchung 

uventus GmbH  31.05.2024 

Kapitel 18 
Untersuchung zur speziellen 
artenschutzrechtlichen Prüfung 

Hamann & Schulte 
Umweltplanung – 
Angewandte Ökologie 

31.05.2024 

Kapitel 19.1 Fachgutachten Boden 

Agrarwissenschaftliches 
Ingenieur- und 
Sachverständigenbüro Dr. 
Udo Knauff 

31.05.2024 

Kapitel 19.2 
Fachgutachten Wasser / Fachbeitrag 
Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) 

uventus GmbH 31.05.2024 

Kapitel 20 Forstrechtliche Abhandlung Open Grid Europe GmbH 12.03.2024 

 
 
9. Bei der Durchführung des Anhörungs- und Planfeststellungsverfahrens werden personenbezogene 

Daten verarbeitet. Gemäß Art. 13 und 14 der Verordnung (EU) 2016/679 (Datenschutzgrundverordnung 
– DSGVO) sind die betroffenen Personen hierüber zu informieren. In diesem Zusammenhang wird auf 
die „Datenschutzhinweise Planfeststellungsverfahren“ verwiesen, die auf der Internetseite der 
Bezirksregierung Münster unter www.brms.nrw.de/go/dsp aufgerufen werden können. 

 
 
Marl, 25.06.2024 
 
 
gez. 
Werner Arndt 
Bürgermeister 
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II. 
Haushaltssatzung der Stadt Marl für das Haushaltsjahr 2024 

Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
13. April 2022 (GV. NRW. S. 490), hat der Rat der Stadt Marl mit Beschluss vom 21.03.2024                    
folgende Haushaltssatzung erlassen: 

 
§ 1 Haushaltsplan 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024, der die für die Erfüllung der Aufgaben der Stadt 
voraussichtlich erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie eingehenden Einzahlungen und 
zu leistenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird 
 
im Ergebnisplan mit 
 
 dem Gesamtbetrag der Erträge auf 323.736.015 EUR 

  dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 392.926.400 EUR 

 abzüglich globaler Minderaufwand von 7.635.268 EUR 

  somit auf 385.291.132 EUR 

 
 Jahresergebnis -  61.555.117 EUR 
 
im Finanzplan mit 
 
 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen 
 aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 303.873.981 EUR 

 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen 
 aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 352.560.851 EUR 
 
 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus der Investitionstätigkeit auf 29.370.870 EUR 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus der Investitionstätigkeit auf 121.777.742 EUR 
 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus der Finanzierungstätigkeit auf 176.406.800 EUR 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus der Finanzierungstätigkeit auf 35.310.010 EUR 

 
festgesetzt. 
 
Der vorgenannte globale Minderaufwand im Ergebnisplan gem. § 79 Abs. 3 GO NRW wird im Teilplan 
16.02 - Sonstige allgemeine Finanzwirtschaft ausgewiesen.  
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§ 2 Kredite für Investit ionen 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investitionen erforderlich ist, wird auf  
 

92.406.800EUR  
festgesetzt.  
 
Davon entfallen auf rentierliche Investitionen 2.977.300 EUR 
und auf unrentierliche Investitionen 89.429.500 EUR 
 
Für Umschuldungen im laufenden Haushaltsjahr wird ein Betrag von 10.600.000 EUR festgesetzt. 
 
§ 3 Verpfl ichtungsermächtigungen 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von Investitionsauszahlungen in 
künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf  
 
 133.328.155,00 EUR  
festgesetzt. 
 
 
§ 4 Rücklagen 
 
Die Verringerung der allgemeinen Rücklage ist aufgrund des voraussichtlichen Jahresergebnisses im 
Ergebnisplan nicht vorgesehen.  
 
 
§ 5 Kredite zur Liquidi tätssicherung 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 
200.000.000 EUR festgesetzt. 
 
 
§ 6 Steuersätze 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern sind für das Haushaltsjahr 2024 durch die Satzung über die 
Festsetzung der Steuerhebesätze für die Realsteuern in der Stadt Marl vom 19.11.1993, zuletzt geändert 
durch Beschluss des Rates der Stadt Marl vom 13.12.2012,  
wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) auf 285 v.H. 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf 790 v.H. 
 
2. Gewerbesteuer auf 530 v.H. 
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§ 7 Haushaltssicherungskonzept 
 
Nach dem Haushaltssicherungskonzept kann der Haushaltsausgleich innerhalb einer Frist von 10 Jahren 
dargestellt werden. Die im Haushaltssicherungskonzept enthaltenen Konsolidierungsmaßnahmen sind bei 
der Ausführung des Haushaltsplans zu prüfen, weiterzuentwickeln und umzusetzen. Darüber hinaus sind 
Bewirtschaftungsregeln zur restriktiven Inanspruchnahme von Haushaltsansätzen zu erlassen. 
 
 
§ 8 Fäll igkei t von Grundsteuern 
 
Abweichend von § 28 Abs. 1 Grundsteuergesetz werden Kleinbeträge wie folgt fällig: 
 
a) am 15.08. mit ihrem Jahresbetrag, wenn dieser 15,00 EUR nicht übersteigt; 
 
b) am 15.02. und 15.08. zu je einer Hälfte ihres Jahresbetrages, wenn dieser 30,00 EUR nicht übersteigt. 
 
 
§ 9 Stel lenplan 
 
Soweit im Stellenplan Stellen als künftig wegfallend (kw) oder künftig umzuwandelnd (ku) bezeichnet 
werden, hat das nachstehend aufgeführte Rechtsfolgen: 
 
1. kw-Vermerke 

Ist an einer Planstelle ein kw-Vermerk angebracht, entfällt die Stelle, sobald der derzeitige 
Stelleninhaber wechselt. 

 
2. ku-Vermerke 

Ist an einer Planstelle ein ku-Vermerk angebracht, ändert sich die Bewertung dieser Stelle bei 
Freiwerden der Stelle auf den angegebenen ku-Wert. 

 
Bei Wiederbesetzungen dürfen unterjährig vorübergehend Stellen von beamteten Dienstkräften mit 
vergleichbaren tariflich Beschäftigten und Stellen von tariflich Beschäftigten mit vergleichbaren beamteten 
Dienstkräften besetzt werden. Für das folgende Haushaltsjahr ist der Stellenplan entsprechend anzupassen. 
 
 
§ 10 Bewirtschaftungsregeln 
 
1. Deckungsfähigkeit 
 
Der produktorientierte Haushalt 2024 wird vom Rat der Stadt Marl auf Produktgruppenebene beschlossen. 
Die in einer Produktgruppe enthaltenen Aufwandsermächtigungen, konsumtiven 
Auszahlungsermächtigungen bzw. investiven Auszahlungsermächtigungen sind grundsätzlich gegenseitig 
deckungsfähig (flexible Mittelbewirtschaftung). 
Sofern die Mehrerträge und -einzahlungen zweckgebunden sind (z.B. Zuwendungen) oder ein 
entsprechender sachlicher Zusammenhang besteht (z.B. Schadenersatzleistungen) gelten diese auch 
produktgruppenübergreifend nicht als überplanmäßige Aufwendungen oder Auszahlungen. 
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Weiterhin werden die folgenden Ermächtigungen produktgruppenübergreifend zu jeweils einem oder 
mehreren Deckungskreisen verbunden und für gegenseitig deckungsfähig erklärt: 
 

1. Personal- und Versorgungsaufwendungen bzw. /-auszahlungen 
2. Aufwendungen/ Auszahlungen für Zinsen 
3. Aufwendungen für laufende Abschreibungen 
4. Verpflichtungsermächtigungen 

 
Im Übrigen sind zur flexiblen Haushaltsbewirtschaftung weitere Deckungsvermerke bei ausgewählten 
Erträgen und Aufwendungen für die gegenseitige Deckungsfähigkeit, auch über die Produktgruppen hinaus, 
angebracht worden (§ 21 Abs. 1 KomHVO NRW).  
 
Ermächtigungen für interne Leistungsverrechnungen, werden ebenfalls für unecht deckungsfähig im Sinne 
von § 21 Abs. 2 KomHVO NRW erklärt. 
 
Gemäß § 14 KomHVO NRW sind die Verfügungsmittel des Bürgermeisters gesondert zu veranschlagen. Die 
verfügbaren Mittel dürfen nicht überschritten werden, sind nicht zu übertragen und von der gegenseitigen 
Deckungsfähigkeit ausgenommen. 
 
2. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 
 
Für Haushaltsüberschreitungen gelten die Regelungen des § 83 GO, wenn nicht gemäß 
§ 81 GO eine Nachtragssatzung zu erlassen ist. 

 
Danach entscheidet der Kämmerer 
 
- über die Leistung von über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen 

(§ 83 GO). 
 
Haushaltsüberschreitungen, von mehr als 75.000 EUR, sind als erheblich anzusehen und bedürfen der 
vorherigen Zustimmung des Rates. 

 
Haushaltsüberschreitungen, bis einschließlich 75.000 EUR, sind als unerheblich anzusehen und können 
ohne vorherige Zustimmung des Rates durch den Kämmerer genehmigt werden. 
 
Alle Fälle unabweisbarer Mehraufwendungen und -auszahlungen sind ebenfalls von der vorherigen 
Zustimmungspflicht des Rates ausgenommen und werden unabhängig von der Höhe des Betrages im 
Rechtssinne als unerheblich angesehen: 
 
a) wenn nicht ausgenutzte Ermächtigungen aus dem Vorjahr nicht übertragen worden sind, der 

Bedarf aber weiter besteht, 
b) wenn die Mehraufwendungen bzw. -auszahlungen auf Gesetz, verbindlichem  

Tarifabschluss, vertraglich vereinbarter Kostengleitklausel oder unrichtiger Veranschlagung der 
Jahresrate zur Erfüllung von vorjährig abgeschlossenen Verträgen  
beruhen, 
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c) wenn die Mehraufwendungen und -auszahlungen in voller Höhe erstattet werden, 
d) bei Aufwendungen und Auszahlungen im Rahmen des Jahresabschlusses, 
e) wenn es sich um Mehraufwendungen handelt, die für die Fortführung der  

Leistungserbringung zwingend erforderlich werden. 
 
Darüber hinaus gelten folgende Aufwendungen und Auszahlungen als unerheblich, wenn der 
überplanmäßige Aufwand bzw. die überplanmäßige Auszahlung mehr als 75.000 EUR beträgt, aber 20 % 
des Haushaltsansatzes (bei allein stehenden Ermächtigungsübertragungen 20 % des letzten 
Haushaltsansatzes) nicht überschreitet: 
 
f) bei einem Haushaltsansatz bis 2 Mio. EUR bis zu einer Höhe von 150.000 EUR, 
g) bei einem Haushaltsansatz über 2 Mio. EUR bis 4 Mio. EUR bis zu einer Höhe von 200.000 EUR, 
h) bei einem Haushaltsansatz über 4 Mio. EUR bis zu einer Höhe von 250.000 EUR. 
 
Die durch den Kämmerer genehmigten über- und außerplanmäßigen Aufwands- und 
Auszahlungsermächtigungen ohne vorherige Zustimmungspflicht des Rates sind dem Rat quartalsweise zur 
Kenntnis zu geben. 
 
Im Übrigen gelten die Vorschriften der Dienstanweisung zur Regelung von Haushaltsangelegenheiten der 
Stadtverwaltung Marl. 
 
3. Ermächtigungsübertragungen 
 
Gemäß § 22 Abs. 1 KomHVO NRW sind für Aufwendungen und Auszahlungen Ermächtigungen nach 
folgenden Grundsätzen übertragbar: 
 
a) Ermächtigungen werden nur im zwingend notwendigen Umfang übertragen. 
b) Ermächtigungen sind nur insoweit zulässig, als bereits vertragliche Verpflichtungen  

bestehen bzw. soweit sie zur Fortführung begonnener Maßnahmen erforderlich sind. 
c) Ermächtigungen für Auszahlungen für Investitionen bleiben bis zur Fälligkeit der 

letzten Zahlung für ihren Zweck verfügbar; bei Baumaßnahmen und Beschaffungen  
jedoch längstens zwei Jahre nach Schluss des Haushaltsjahres, in dem der  
Vermögensgegenstand in seinen wesentlichen Teilen in Benutzung genommen werden kann. 

d) Über die Bildung und Höhe der Ermächtigungsübertragungen entscheidet der  
Dezernent II. 

e) Dem Rat wird gem. § 22 Abs. 4 KomHVO NRW im Rahmen der Jahresabschluss- 
erstellung eine Übersicht über die vorgenommenen Ermächtigungsübertragungen zur Kenntnis 
vorgelegt. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Vorstehende Haushaltssatzung der Stadt Marl für das Haushaltsjahr 2024 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht.  
 
Die nach § 76 Abs. 2 Gemeindeordnung NRW (GO NRW) erforderliche Genehmigung des 
Haushaltssicherungskonzept 2024 ist vom Landrat des Kreises Recklinghausen durch Verfügung vom 
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18.06.2024, AZ: 15.50.00-A6/2024, erteilt worden. Die Haushaltssatzung kann bekannt gemacht werden, 
sobald die Genehmigungsverfügung bestandskräftig geworden ist. Die Bestandskraft der 
Genehmigungsverfügung ist am 18.06.2024 mit Erklärung des Rechtsmittelverzichtes eingetreten. 
 
Das Anzeigeverfahren an die Aufsichtsbehörde wurde am 22.03.2024 durchgeführt. 
 
Die Haushaltssatzung 2024 der Stadt Marl einschließlich ihrer Anlagen liegt bis zur Feststellung des 
Jahresabschlusses 2024 gemäß § 96 Abs. 2 Gemeindeordnung NRW im Amt für Kommunale Finanzen der 
Stadt Marl, Riegelhaus, Bergstr. 228-230, 3. OG, Zimmer 3.28, 45768 Marl, während der Dienststunden 
 
montags und dienstags von 8:00 bis 16:00 Uhr 
mittwochs und freitags von 8:00 bis 12:30 Uhr  
donnerstags von 8:00 bis 18:00 Uhr 
 
zu jedermanns Einsicht aus.  

Hinweise: 
 
§ 7 Abs. 6 Gemeindeordnung NRW 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, 
sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
§ 54 Abs. 4 Gemeindeordnung NRW 
Die Verletzung eines Mitwirkungsverbots nach § 43 Abs. 2 in Verbindung mit § 31 kann gegen 
den Beschluss des Rates oder eines Ausschusses, dem eine Angelegenheit zur Entscheidung 
übertragen ist, nach Ablauf eines Jahres seit der Beschlussfassung oder, wenn eine öffentliche 
Bekanntmachung erforderlich ist, ein Jahr nach dieser nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn, dass der Bürgermeister den Beschluss vorher beanstandet hat oder die Verletzung des 
Mitwirkungsverbots vorher gegenüber der Gemeinde gerügt und dabei die Tatsache bezeichnet 
worden ist, die die Verletzung ergibt. 

 

Marl, den 25.06.2024 

 

gez. 
Werner Arndt 
Bürgermeister 
 
 
 


